Einführung ZGB 1. Semester


Themen Einführung ZGB

Rechtsgrundsätze 

Art. 2: Handel nach Treu und Glaube

· Jedermann hat in der Ausübung seiner Rechte und in der Erfüllung seiner Pflichten nach Treu und Glaube zu handeln. 

· Der offenbare Missbrauch hat keinen Schutz (z.B. keine Wiederverheiratung, damit der Rentenanspruch nicht erlischt.)

Art. 3: Der gute Glaube
· Abs. 1 Wenn die Rechtswirkung an den guten Glauben geknüpft wird, muss dessen Daseins vermutet werden können. 

· Berufung auf Gutglaubenschutz Art. 933 ZGB: 

· Abs. 2 wer nicht gutgläubig sein konnte, hat kein Anrecht sich auf den guten Glauben zu berufen (z.B. Velo im Drogenviertel zum Schleuderpreis kaufen –> jeder müsste wissen, dass dies möglicherweise ein Diebesgut war.)

Art. 8: Die Beweislast

· Wo das Gesetz nichts anderes bestimmt (Art. 97 OR kehrt Beweislast um) hat die Tatsache zu beweisen, der aus ihr Rechte ableitet.die 

· Untersuchungsmaxime (im Strafprozessrecht): Der Sachverhalt wird von Amtes wegen abgeklärt, dass die Behörde oder das Gericht die Handlung (Offizialdelikte) ohne sonstige Massnahmen von sich aus vornimmt. 
· Verhandlungsmaxime (Zivilprozess): abgesehen von Ausnahmen, befasst sich der Richter nur mit Tatsachen, die von einer Partei behauptet und bewiesen worden sind. Ansonsten werden sie nicht berücksichtigt.

· z.B. Vermutung dass die Putzfrau gestohlen hat -> Arbeitgeber muss dies beweisen.

Wo kein Kläger, da kein Richter gilt nur im Privatrecht

Unwissenheit schützt vor Strafe nicht (resp. ausreichende Gründe -> Strafmilderung


Rechtsunkenntnis schadet (Mängelrüge sofort melden - wissen alle)
Das jüngere Recht geht dem älteren Recht vor

Das spezielle Recht geht dem allgemeinen Recht vor

Das übergeordnete Recht geht dem untergeordneten Recht vor

Handlungsfähigkeit
(siehe auch detaillierte Zusammenfassung)
Urteilsfähige unmündige oder entmündigte Personen = beschränkt handlungsfähig. Um einen Vertrag einzugehen, benötigen sie die Genehmigung ihres gesetzlichen Vertreters / Vormund -> sonst nichtig. Ausnahme: über Taschengeld oder selbst erwirtschaftetes Vermögen sind sie handlungsfähig. 
Trunkenheit: Aufgabe F 19 auf S. 36: Vertrag ist unterschrieben. F. Bichsel möchte vom Darlehensvertrag zurücktreten -> muss also beweisen, dass er sich im betrunkenen Zustand befand (Zeuge, Unterschrift vergleichen etc.) Es könnte der Fall sein, dass er sich erst nach dem Vertragsabschluss berauscht hatte. Beweise darzulegen ist sehr schwierig. 
Natürliche Personen
Rechtsfähigkeit (Persönlichkeit) beginnt mit dem Leben nach der vollendeten Geburt und endet mit dem Tode Art. 31. Abs. 1 ZGB.
	urteilsfähig
	Art. 16 – jedem, dem nicht wegen: Kindesalter, Geisteskrankheit, Geistesschwäche, Trunkenheit o.ä. die Fähigkeit mangelt.
Achtung: 

Urteilsunfähigkeit vorübergehend: wenn Bewusstsein getrübt durch Alkohol, Droge, Hypnose, Narkose, Fieberdelirium

Urteilsunfähigkeit ständig: Geisteskrankheit, Geistesschwäche, wobei die Person für ein bestimmtes Geschäft urteilsfähig sein kann (Einkauf in der Migros)
· Urteilsfähigkeit wird grundsätzlich vermutet. Wer behauptet, ihm oder einer anderen Person habe die Urteilsfähigkeit gefehlt, muss dies beweisen. 

· Aufgrund einer einzigen unvernünftigen Handlung ≠ generell fehlende Urteilsfähigkeit. I.d.R. nur aufgrund des allgemeinen Verhaltens. **

	+ mündig
	Art. 14 – ab 18. Geburtstag

	= handlungsfähig
	Art. 13 – wer urteilsfähig und mündig ist

	Handlungsunfähig
	Art. 17 – nicht urteilsfähig, unmündig oder entmündig sind. 

	Vormundschaft

Unmündigkeit:

Unfähigkeit Mündiger

Ergo: Entmündigung
	Art. 368 – unmündige Person ohne elterlicher Sorge

Art. 369ff –  mündige Person *** die: 
-geisteskrank/Geistesschwäche

-Verschwendung/Trunksucht -> Vermögensverwaltung nicht

 mehr führen

-Freiheitsstrafe über einem Jahr

-Auf Begehren infolge Altersschwäche/Gebrechen

	Beistandschaft
	Art. 392 – keine Beeinträchtigung der Handlungsfähigkeit

Vertretungsbeistandschaft: Interessenkollision Kind/Eltern, Feststellung Vaterschaft, Unterstützung der Eltern. 
Verwaltungsbeistandschaft: Verwaltung des Vermögens, lediglich freies verwalten über eigenen Lohn 

	Beiratschaft
	Art. 395 – zum Schutz der Person. Einschränkung der Handlungsfähigkeit, jedoch keine Entmündigung. 

Mitwirkungsbeiratschaft: bei Kauf, Verkauf, Bauten, Schenkung, Bürgschaften, Kündigung
Verwaltungsbeiratschaft: Vermögensverwaltung aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen. 


** eine nicht urteilsfähige Person ist nicht handelsfähig. Kann weder Rechtsgeschäfte abschliessen (Art. 18), noch Schadenersatzpflichtig werden (Art. 19 Abs. 3) AUSNAHME (Art. 54 OR) 

-Billigkeit des Richters = teilweise oder vollständiger Schadenersatz 

-Vorübergehend Urteilsunfähig = angetrunkenem Zusatz randalieren/Sachbeschädigung muss trotzdem den Schaden ersetzen. 

*** Beschränkte Handlungsunfähigkeit: Rechtsgeschäfte können mit der Zustimmung des Vertreters abgeschlossen werden (Art. 19). Die Zustimmung kann zum voraus oder nachträglich erteilt werden (Kind kauft Mofa – Eltern wortlos zur Kenntnis = Genehmigung) -> Geschäfte sind nicht nichtig, sondern warten auf Entscheid.
In Bezug auf das eigene Vermögen (Taschengeld) oder das durch Arbeit erworbene Geld sind sie voll handlungsfähig (Art. 321, 322, 323, 414).

Vermögensverwaltung bei Minderjährigen

	Erben
	Die Eltern haben das Recht und die Pflicht das Vermögen der Kinder zu verwalten und für Unterhalt, Erziehung, Ausbildung – soweit der Billigkeit entspricht – auch für den Haushalt verwenden. 

	Taschengeld / selbst erworbenes
	Das Kind hat das freie Recht über die Verwaltung seines Vermögens.

	Geld für einen Zweck
	Bekommt ein Kind das Geld von den Eltern, um etwas bestimmtes zu kaufen, darf es keine andere Ware kaufen oder sie später umtauschen (ohne einer Genehmigung der Eltern) ist jeder Vertrag nicht rechtsgültig

	Kaufvertrag 

z.B. Fitness-Abo
	Der Jugendliche darf einen solchen Vertrag abschliessen, da die Finanzierung mit selbst erworbenem Geld getätigt wird. Auch die Eltern können dies nachträglich nicht verweigern. 


Juristische Personen

	Persönlichkeit / 
Rechtsfähigkeit
	AG, GmbH, Genossenschaft etc. erhalten die Persönlichkeit durch die Eintragung in das Handelsregister. * 
Auflösung durch Eintrag-Löschung im HR 
Art. 52 ZGB

	Handelsfähig
	Sobald die nach Gesetz und Statuten Organe bestellt sind Art. 54


· Ausnahmen sind: öffentlich-rechtliche Körperschaften, Anstalten, Vereine, kirchliche Stiftungen und Familienstiftungen -> verfolgen nicht wirtschaftliche Zwecke
Beispiele Guter Glaube
Wer eine bewegliche Sache in gutem Glauben übertragen erhält, ist zu schützen. Offizieller Verkaufspreis einer Ware bezahlt. Art. 933 ZGB.

Geld- oder Inhaberpapiere können auch wenn sie dem Besitzer gegen seinen Willen abhanden gekommen sind, dem gutgläubigen Empfänger nicht mehr abgefordert werden. 

Art. 935 ZGB – Geld geklaut – etwas damit gekauft – neuer Empfänger des Geldes nicht strafbar. 

bewegliche Sachen – nicht im guten Glauben (Schleuderpreis) gekauft wurden, kann der Empfänger der Ware belangt werden. Art. 936 ZGB.
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